
die Bilder der Schiffskatastrophen vor der libyschen Küste

rütteln auf, berühren und bedrücken uns. Der Tod so vieler

Menschen, die ihr Leben menschenverachtenden Schlepper-

banden anvertraut haben, führt uns das Unheil vor Augen, das

Ungerechtigkeiten in den Herkunftsregionen der Menschen

und zerfallende Staaten auf ihren Fluchtrouten anrichten kön-

nen. Wir müssen den Verantwortlichen vor Ort bei der Ver-

änderung dieser Umstände helfen und als Europäische Union

alles tun, damit die von gewissenlosen Schleppern ins Verder-

ben geführte Menschen vor dem Tod gerettet werden.

Schon am Donnerstag dieser Woche kamen die EU-Staats- und

Regierungschefs zu einem Sondergipfel zusammen. Es ist keine

Zeit zu verlieren. Europa muss rasch Maßnahmen zur Verbes-

serung der Lage auf den Weg bringen – und über mittel- und

langfristige Perspektiven beraten. Weder die hermetische Ab-

riegelung Europas noch die bedingungslose Öffnung unserer

Grenzen wird die Lösung sein. Aber ebenso richtig ist, dass

wir uns Denkverbote für neue und kreative Lösungen nicht

leisten können. Alles, was Menschen rettet, ist richtig. Und

wir sollten den Schleusern unmissverständlich klar machen,

dass wir ihre skrupellosen Geschäfte nicht tolerieren werden.

Lösungen, die erst auf dem Mittelmeer ansetzen, werden kei-

ne nachhaltige Verbesserung bringen. Vergessen wir auch

nicht all die Opfer, die ‑ unbemerkt von der Weltöffentlich-

keit ‑ auf ihrem langen Weg an die Mittelmeerküste etwa

durch die Sahara sterben. Dauerhaft kann sich die Lage nur

über eine Verbesserung der Zustände in der Heimat der Men-

schen ändern. Dort müssen wir noch stärker als bisher zu Frie-

den und Gerechtigkeit beitragen. Dieser Verantwortung müs-

sen und werden wir uns gemeinsam mit unseren Partnern

weiter stellen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr/Euer

Mit dem Nachtrag zum Bundeshaushalt 2015, den wir in die-

ser Woche beraten haben, legen wir die Verteilung des 10-

Milliarden-Euro-Pakets für Zukunftsinvestitionen fest. Wir

machen den Weg frei für konkrete Investitionsmaßnahmen der

Bundesressorts in den Jahren 2016 bis 2018.

Wir werden ganz speziell die finanzschwachen Kommunen

stärken, indem wir für die Jahre 2015 bis 2018 das Sonderver-

mögen „Kommunaler Investitionsförderungsfonds“ einrichten

und mit 3,5 Milliarden Euro ausstatten. Mit diesen Finanzhil-

fen für kommunale Investitionen leisten wir einen Beitrag zum

Ausgleich unterschiedlicher Wirtschafts- und Investitionskraft

im Bundesgebiet.

In 2015 und 2016 wird der Bund zudem die Länder und ihre

Kommunen mit jährlich 500 Millionen Euro unterstützen, um

die Aufnahme und Unterbringung der zunehmenden Anzahl an

Asylbewerbern zu bewältigen. Aber damit haben sich die neu-

en Bundeshilfen immer noch nicht erschöpft: Die bislang für

2017 vorgesehene weitere Entlastung der Kommunen von

einer Milliarde Euro soll um 1,5 auf dann 2,5 Milliarden Euro

aufgestockt werden. Unter dem Strich stellt der Bund damit

von 2015 bis 2018 nicht weniger als 6 Milliarden Euro mehr

bereit als bislang geplant zu Verfügung.

Die verschiedenen Arten von Mehrausgaben sind stets so be-

messen, dass der Entwurf des Nachtragshaushalts ohne neue

Schulden auskommt. Die neuen Spielräume beruhen auf fort-

gesetzter Haushaltsdisziplin, gesunkener Zinsausgaben, Bun-

desbankgewinn und Steuermehreinnahmen. Auch weiterhin

stehen wir also für die Umsetzung unseres zentralen Verspre-

chens – dem ausgeglichenen Haushalt ohne Steuererhöhungen.

Spielräume für Investitionen nutzen
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Fraktionsführungen mit Göttinger Signal

Rahmenbedingungen. Stichwort: Star-

tups. Durch Starthilfen wie Gründungsfi-

nanzierung und Gründungscoaching sol-

len sie aktiver als bisher gefördert wer-

den. Besonders junge Unternehmen brau-

chen bessere Voraussetzungen, um zu

wachsen. Außerdem haben wir die Wei-

terführung der sogenannten Exzellenzini-

tiative – also die Förderung der Spitzen-

forschung an ausgewählten Hochschu-

len – beschlossen: Mindestens

4 Milliarden Euro werden wir dafür in

den Jahren 2018 bis 2028 aufwenden.

Und wir wollen mit einer Personaloffen-

sive die Chancen und Planbarkeit von

Wissenschaftskarrieren verbessern.

Deutschlands Wirtschaft steht gut da und

beschert uns ein Rekordniveau bei der

Erwerbstätigkeit und sinkende Arbeitslo-

senzahlen. Auch die Rahmenbedingungen

für private Investitionen werden wir ver-

bessern. Dafür werden bürokratische

Hindernisse abgebaut, moderne Finanzie-

rungsformen gefördert und Innovationen

unterstützt. Von zentraler Bedeutung ist

überdies das Generationenprojekt der

Energiewende, für die wir in Göttingen

die wesentlichen Bausteine umrissen ha-

ben. Nicht zuletzt werden wir als Frakti-

on uns weiter für Erhalt und Ausbau un-

serer Infrastruktur einsetzen.

Ein weiterer Göttinger Beschluss hilft

Alleinerziehenden. Rund 20 Prozent aller

Familien bestehen mittlerweile aus einer

alleinerziehenden Mutter oder einem

alleinerziehenden Vater und deren Kin-

dern. Diese besondere Lebenssituation

wollen wir besser berücksichtigen und

deswegen Alleinerziehende steuerlich

stärker entlasten und ihren Freibetrag

anheben: Von bislang 1.308 Euro um 600

Euro monatlich auf 1.908 Euro. Zudem

soll, wie im Koalitionsvertrag vorgese-

hen, eine Staffelung nach der Kinderzahl

erfolgen. Die notwendige Finanzierung

aus dem Haushalt des Familienministeri-

ums muss zwischen diesem und dem Fi-

nanzministerium vereinbart werden.

Wir können eine positive Bilanz der ge-

meinsamen Tagung der Fraktionsspitzen

in Göttingen ziehen. Vor allem die Be-

kämpfung der Kriminalität ist unserer

Fraktion ein wichtiges Anliegen, denn die

Menschen erwarten angesichts steigender

Einbruchszahlen und vermehrter Gewalt

im Alltag Antworten von der Politik.

Deswegen werden wir die steuerliche

Absetzbarkeit von Investitionen in Sicher-

heitstechnik sowie weitere Fördermög-

lichkeiten und Änderungen im Bundes-

recht prüfen. Und es sollen die Zuschüsse

und zinsgünstigen Kredite im Rahmen

der KfW-Programme aufgestockt wer-

den. Denn: Nicht nur Haus- und Woh-

nungseigentümer sollen profitieren, son-

dern auch Mieter sollen sich besser vor

Einbrechern schützen können. Außerdem

wird der Organisierten und der Rocker-

Kriminalität der Kampf angesagt. Polizei,

Staatsanwaltschaft und Richter sollen

gestärkt werden. Und: Der Schutz von

Polizisten und anderen Einsatzkräften vor

gewalttätigen Übergriffen wird ausge-

baut.

Die Unterstützung der Hospize und der

Ausbau der Versorgung mit Palliativme-

dizin sind im Koalitionsvertrag vereinbart

worden. Allen Menschen in Deutschland

sollen die Hospiz- und Palliativversor-

gung zur Verfügung stehen. Ein neuer

Gesetzentwurf aus dem unionsgeführten

Gesundheitsministerium soll diese Ver-

sorgung jetzt auf den Weg bringen. Wir

sind überzeugt davon, dass in erster Linie

eine umfangreiche ärztliche, pflegerische

und psychosoziale Begleitung die richtige

Antwort auf die Sorgen Schwerstkranker

und Sterbender ist.

In Göttingen haben wir uns außerdem

darauf geeinigt, den Innovationsstandort

Deutschland weiter auszubauen. Von

unseren Gesprächspartnern haben wir

wertvolle Impulse erhalten. Wir wissen,

dass Schlüsselkompetenzen gefördert

werden müssen – beispielsweise die IT-

Sicherheit, Mikroelektronik, Sensorik,

sowie Maschinen- und Produktionssteue-

rung. Innovation braucht aber auch gute

Autobahnabfahrt Achim-West
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Anfang dieser Woche waren Achims Bür-

germeister Rainer Ditzfeld und ich ge-

meinsam bei der Deutschen Bahn. Was

sich zunächst absurd anhört – ein Ge-

spräch bei der Bahn um eine Autobahnab-

fahrt zu realisieren – entpuppt sich bei

näherem Hinsehen als notwendig. Im

Zuge der verkehrlichen Anbindung der

neuen Autobahnabfahrt und der Entlas-

tung, die damit für den Stadtteil Uphusen

einhergehen soll, muss eine Bahnunter-

führung verlegt werden.

Wir waren davon ausgegangen, dass der

Wunsch nach Verlegung ein einseitiger

Wunsch ist, den die Bahn nicht mitträgt,

da für sie keine Notwendigkeit besteht,

die Bahnunterführung zu verlegen. Den-

noch haben wirgehofft, da es sich um eine

alte Untertunnelung handelt, dass die

Bahn sich finanziell beteiligen würde.

Diese Hoffnung kann sich bewahrheiten:

Die bestehende Bahnunterführung der

Straße „Auf den Triften“ wurde mit Bau

der Strecke 1847 errichtet. Die Bahn

kann sich vorstellen, sich finanziell an der

Verlegung der Bahnunterführung zu be-

teiligen. Das hat uns zumindest der für

Niedersachsen zuständige Beauftragte der

Bahn, Ulrich Bischoping, im Gespräch

mitgeteilt. Ich werde bei dem Thema

weiter am Ball bleiben.


